
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

In Zusammenarbeit mit der Verwaltung: 

Büro für Stadtplanung und Kommunalberatung 

Tischmann Schrooten 

Berliner Straße 38, 33378 Rheda-Wiedenbrück 

Telefon 05242/5509-0, Fax 05242/5509-29 

 

 

Bauleitplanung der Gemeinde Bad Rothenfelde: 

 

 

 

 

 

43. ÄNDERUNG DES FLÄCHENNUTZUNGSPLANS 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beratungsunterlagen zu den Verfahrensschritten: 

 

A. Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher 

Belange sowie der Nachbarkommunen gemäß der §§ 4(1), 2(2) Bau-

gesetzbuch (BauGB) 

B. Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3(1) Baugesetzbuch (BauGB) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bad Rothenfelde, 01.06.2017 
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Zu A. Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher 

Belange sowie der Nachbarkommunen gemäß der §§ 4(1) und 

2(2) BauGB 

 

 

Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

gemäß der §§ 4(1), 2(2) BauGB ist mit Schreiben vom 10.04.2017 für 

die Dauer eines Monats erfolgt. 

 

 

Stellungnahmen von TÖB mit Hinweisen/Anregungen: 

Nr. TÖB § 2(2) / 

§ 4(1) 

1 Landkreis Osnabrück 18.05.2017 

2 Landwirtschaftskammer Niedersachsen 08.05.2017 

3 Gemeinde Bad Rothenfelde, Klimaschutz 15.05.2017 

 

 

Stellungnahmen von TÖB ohne Hinweise/Anregungen: 

TÖB § 2(2) / 

§ 4(1) 

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Osnabrück 19.05.2017 

Handwerkskammer Osnabrück – Emsland – Grafschaft 

Bentheim 

25.04.2017 

Niedersächsische Landesforsten, Forsthaus Ankum 17.05.2017 

Unterhaltungsverband Nr. 96 „Hase-Bever“ 18.04.2017 

EWE Netz GmbH 20.04.2017 

Westnetz GmbH 16.05.2017 

Deutsche Telekom Technik GmbH 16.05.2017 

Vodafone Kabel Deutschland GmbH 19.05.2017 

Gemeinde Bad Laer 13.04.2017 

Stadt Dissen aTW 02.05.2017 

Gemeinde Hilter 18.04.2017 

Stadt Versmold 25.04.2017 

 

 

 

Beteiligte TÖB ohne Abgabe von Stellungnahmen: 

TÖB 

 

Amt für regionale Landesentwicklung 

Landesamt für Geoinformation und Landesentwicklung Niedersachsen 

Landesbergamt Clausthal-Zellerfeld 

Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie 

Nieders. Landesbetrieb f. Wasserwirtschaft, Küsten- u. Naturschutz 

Verkehrswacht Ortsverband Bad Rothenfelde / Dissen 

Polizeiinspektion Osnabrück 

Industrie- und Handelskammer Osnabrück 

Tourismusverband Osnabrücker Land e.V. 

Osnatel GmbH, Osnabrück 

Strom- und Gasversorgung Versmold GmbH, Bereich Gas 

Strom- und Gasversorgung Versmold GmbH, Bereich Strom 

Wasserbeschaffungsverband Osnabrück-Süd 

Freiwillige Feuerwehr Bad Rothenfelde 

Agentur für Arbeit Osnabrück 

BUND e.V. / Kreisgruppe Osnabrück 
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A.1 Landkreis Osnabrück (18.05.2017) 

 
 

Zu A.1 Landkreis Osnabrück (18.05.2017) 
 

Regional- und Bauleitplanung 

Im Hinblick auf die raumordnerischen Ziele des Regionalen Raumord-

nungsprogramms (RROP) werden unter anderem das Vorranggebiet für 

Trinkwassergewinnung (Heilquelle, D 3.9.1 02), das Vorsorgegebiet für 

Erholung (D 3.8 04) und einer Landwirtschaft auf Grund hohen, natür-

lichen, standortgebundenen landwirtschaftlichen Ertragspotenzials (D 3.2 

02) in den Planunterlagen berücksichtigt. Ein Vorsorgebiet für Landwirt-

schaft auf Grund besonderer Funktionen der Landwirtschaft (D 3.2 03) 

liegt ebenfalls vor, ist jedoch aufgrund von Schraffurüberlagerungen über 

das Internet im geografischen Informationssystem des Landkreises 

Osnabrück nicht erkennbar. Nach Rücksprache mit dem Landkreis 

Osnabrück am 31.05.2017 wird dies im Entwurf zusätzlich mit aufge-

führt. 
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Dass der Umweltbericht in der zum Vorentwurf mit den bis dahin aus-

führbaren Inhalten den Anforderungen nach § 2a BauGB entspricht, wird 

zur Kenntnis genommen. Aufgrund der in Rahmen der Beteiligungen ge-

mäß der §§ 3(1) und 4(1) BauGB eingegangenen Stellungnahmen wurde 

der Entwurf des Umweltberichts hinsichtlich der Informationen sowie der 

auszuführenden Aspekte (Auswirkungen, Prognose über die Entwicklung 

des Umweltzustands, Planungsalternativen etc.) ergänzt. 

 

Die gewählte Gesetzes-Zitierweise mit dem Absatz in Klammern ist 

neben den aufgeführten Schreibweisen ebenfalls gebräuchlich. Sie wird 

in Plankarte, Begründung und Umweltbericht einheitlich eingesetzt und 

beibehalten. 

 

 

Untere Wasserbehörde 

Dass bei der aktuell angestrebten Ausbaugröße der Kläranlage für 

15.700 Einwohnerwerte (EW) keine Bedenken für die Ergänzung des 

bestehenden Baugebiets bestehen, wird zur Kenntnis genommen. 

 

Zum Trinkwasserschutz bzw. zum Heilquellenschutzgebiet (HQSG) Bad 

Rothenfelde ist festzustellen, dass der geplante Geltungsbereich wie 

bereits im Vorentwurf ausgeführt in der Schutzzone I und nicht wie in 

der Stellungnahme in der Schutzzone II liegt. Hierbei handelt es sich 

nach Rücksprache mit dem Landkreis Osnabrück am 30.05.2017 um 

einen Schreibfehler. Die entsprechenden Zusammenhänge sind in einer 

für die Bauleitplanung relevanten Tiefe bereits im Vorentwurf dargelegt. 

 

Die Beseitigung des Niederschlagswassers der geringfügigen Ergänzung 

des Gebäudebestands ist über die in der Neuordnung befindliche Trenn-

kanalisation im der Straße Am Forsthaus vorgesehen. Die Entwässerung 

der im Osten ausgedehnten Grünbereiche erfolgt unverändert über den 

Bodenraum und von dort in den angrenzendem Süßbach. Ein Erfordernis 

näherer Festsetzungen und Untersuchungen oder Regelungen bezüglich 

der Versickerung von Niederschlagswasser wird daher nicht gesehen. 



55  

 

Untere Denkmalbehörde 

Im Hinblick auf mögliche Bau- und Bodendenkmale sind in der Plankarte 

und in den Texten entsprechende Inhalte bereits zum Vorentwurf 

berücksichtigt.  

 

Im Bereich des ehemaligen Forsthauses wird in Anbetracht der 

denkmalpflegerischen Belange auf Bebauungsplanebene zum Entwurf der 

Bauteppich anders gefasst. Hierdurch wird der Gebäudebestand, wie von 

der Unteren Denkmalbehörde vorgeschlagen, festgeschrieben und der 

Abstand möglicher neuer Gebäude vom Baudenkmal vergrößert. 

Im Übrigen wird den Belangen des Denkmalschutzes entsprochen, in 

dem bauliche Veränderungen/Erweiterungen an dem Baudenkmal der 

Unteren Denkmalbehörde zur Genehmigung vorgelegt werden müssen. 

 

Der Stellungnahme wird dadurch insgesamt gefolgt. 

 

 

Landwirtschaftlicher Immissionsschutz 

Dass aus Sicht des landwirtschaftlichen Immissionsschutzes keine 

Bedenken bestehen, wird zur Kenntnis genommen. 

 

Ebenfalls zur Kenntnis genommen wird die Einschätzung des Land-

kreises, dass eine Hobbytierhaltung im Regelfall nicht zu unzulässigen 

Immissionsanstiegen führt und daher auf den festgesetzten privaten 

Grünflächen zugelassen werden kann. Die Verwaltung folgt dieser Ein-

schätzung. 
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Die Stellungnahme des Landkreises Osnabrück wird insgesamt zur 

Kenntnis genommen. Mit Ausnahme der Zitierweise von Rechtsvorschrif-

ten wird ihr im Grundsatz gefolgt bzw. entsprechen die meisten Ausfüh-

rungen des Vorentwurfs bereits der Stellungnahme. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Die Inhalte zum Regionalen Raumordnungsprogramms (RROP) sind um 

das Vorsorgebiet für Landwirtschaft auf Grund besonderer Funktionen 

der Landwirtschaft (D 3.2 03) zu ergänzen. 

 

Der Entwurf des Umweltberichts wird zur Kenntnis genommen. 

 

Ein Erfordernis näherer Festsetzungen und Untersuchungen oder 

Regelungen bezüglich der Versickerung von Niederschlagswasser wird 

nicht gesehen. 

 

Im Bereich des ehemaligen Forsthauses wird in Anbetracht der 

denkmalpflegerischen Belange auf Bebauungsplanebene zum Entwurf der 

Bauteppich anders gefasst.  

 

Dass aus Sicht des landwirtschaftlichen Immissionsschutzes keine 

Bedenken bestehen, wird zur Kenntnis genommen. Ebenfalls zur 

Kenntnis genommen wird die Einschätzung des Landkreises, dass eine 

Hobbytierhaltung im Regelfall nicht zu unzulässigen Immissionsanstiegen 

führt und daher auf den festgesetzten privaten Grünflächen zugelassen 

werden kann. Die Gemeinde folgt dieser Einschätzung. 

 

Im Übrigen wird die Stellungnahme zur Kenntnis genommen. 
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A.2 Landwirtschaftskammer Niedersachsen (08.05.2017) 

 
 

Zu A.2 Landwirtschaftskammer Niedersachsen (08.05.2017) 

 

Die Aussage, dass durch die vorliegende Planung keine landwirtschaft-

lichen Betriebe mit Tierhaltung in ihren Entwicklungsmöglichkeiten einge-

schränkt werden, wird zur Kenntnis genommen. 

 

Die Erreichbarkeit angrenzender land- und forstwirtschaftlicher Nutz-

flächen wird im Norden und Süden des Plangebiets, ausgehend von der 

Straße Am Forsthaus, heute durch Stichwege gewährleistet. Deren Flä-

chen sind Teil der festgesetzten privaten Grünfläche. Auf der Ebene der 

Bauleitplanung wird die Erreichbarkeit dadurch grundsätzlich ermöglicht. 

Der Ausbau und damit u.a. die Belastbarkeit durch Fahrzeuge ist nicht 

Gegenstand des Bauleitplanverfahrens. 

 

Hinsichtlich möglicher Geräusch-, Staub- und Geruchsimmissionen zu 

Vegetationsbeginn und zum Zeitpunkt der Ernte sind bereits zum Vor-

entwurf unter Punkt 5.5a der Begründung und unter Punkt 3.1c des 

Umweltberichts entsprechende Hinweise aufgeführt. 

 

Im Übrigen wird die Stellungnahme der Landwirtschaftskammer insge-

samt zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Die Aussage, dass durch die vorliegende Planung keine landwirtschaft-

lichen Betriebe mit Tierhaltung in ihren Entwicklungsmöglichkeiten einge-

schränkt werden, wird zur Kenntnis genommen. 

 

Die Erreichbarkeit angrenzender land- und forstwirtschaftlicher Nutz-

flächen im Norden und Süden des Plangebiets durch Teile der festgesetz-

ten privaten Grünflächen wird auf der Ebene der Bauleitplanung als aus-

reichend erachtet. 

 

Im Übrigen wird die Stellungnahme zur Kenntnis genommen. 



88  

A.3 Gemeinde Bad Rothenfelde, Klimaschutz (15.05.2017) 

 

 

Zu A.3 Gemeinde Bad Rothenfelde, Klimaschutz (15.05.2017) 

 

Dass die angestrebte Nachverdichtung grundsätzlich begrüßt wird, wird 

zur Kenntnis genommen. 

 

Die auf Bebauungsplanebene festgesetzte Dachneigung zwischen 

30° und 45° orientiert sich an den Bestandgebäuden im Umfeld und 

betrifft insofern Aspekte des Ortsbilds. Hinzu kommt die Intention, 

bei den vorgesehenen Eigenheimen den Dachraum zu Wohnzwecken 

nutzen zu können, ohne in der Kubatur zweigeschossige Gebäude 

auszuführen. Durch die Begrezung von Trauf- und Firsthöhe plus 

einer angemessen steilen Dachneigung wird stattdessen auf eine 

Kubatur abgezielt, die dem Umfeld entspricht. 

Bei einer aktive Nutzung der Sonneneinstrahlung zur 

Brauchwasserbereitung, Heizung oder Stromerzeugung, die zudem in 

Abhängigkeit mit den jeweils gewählten Systemen zu sehen ist, 

ergeben sich spezielle Anforderungen an die Neigung. Eine 

Dachneigung von um die 30° erlaubt daher grundsätzlich 

verschiedene Möglichkeiten einer effektiven Solarenergienutzung. 

Darüber hinaus ist es im Plangebiet möglich, die Solarflächen seitlich 

optimal nach Süden auszurichten. Eine Ausfürung von zwei 

unterschiedlichen Dachneigungen bei einem Gebäude soll aus 

Gründen des Ortsbilds nicht zugelassen werden. 

Eine aktive Nutzung der Sonneneinstrahlung wird aus Sicht der 

Verwaltung daher nahezu optimal ermöglicht, ohne dabei die Aspekte 

Ortsbild und Wohnraumnutzung zu vernachlässigen. 

 

Grundsätzlich gelten bei der Errichtung von neuen Gebäuden die Vor-

gaben der Energieeinsparverordnung und des Erneuerbare-Energien-

Wärmegesetzes, die gemäß § 1 der EnEV 2014 unter Einsatz von 

Energie beheizt oder gekühlt werden. Weitergehende Anforderungen 

werden auf der Ebene der hier behandelten verbindlichen Bauleit-

planung nicht formuliert. 

Auch ist nicht zuletzt aufgrund der sehr begrenzten Anzahl von 2 - 3 

neuen Eigenheimen nicht vorgesehen, in den Grundstückskaufver-

trägen Maßnahmen zur Energieverbrauchsminderung zu verankern, 

- die über das Anforderungsprofil der EnEV hinausgehen, 
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- oder im Sinne eines Bonussystems zusätzliche Förderungen der 

Kommune für den Fall des Baus eines KfW-Effizienzhauses bzw. 

Passivhauses vorsehen. 

Vertraglich festzulegen ist jedoch nicht zuletzt durch die ausdrück-

liche Einrichtung einer Klimaschutzstelle in der Gemeinde die Ver-

pflichtung einer Energieberatung sofern dies im Rahmen der Ver-

tragsgestaltung rechtlich zulässig ist. 

 

Die Prüfung bzw. die Einrichtung einer speziellen Radwegeverbindung in 

Richtung Zentrum ist eine Maßnahme von gesamtörtlicher Reichweite, 

die unabhängig von den hier möglichen 2 - 3 neuen Eigenheimen zu 

sehen ist. Durch die im Bereich „Am Forsthaus“ bestehende „Tempo-30-

Zone“ ist der Radverkehr nach den Bestimmungen der Straßenverkehrs-

ordnung (STVO) ohnehin auf der Fahrbahn abzuwickeln. Kinder bis 8 

Jahre müssen den Gehweg benutzen. 

Dem Fußgänger- und Radfahrverkehr in Richtung Zentrum dienlich ist in 

jedem Fall die erfolgte Einrichtung einer Bedarfsampel zur Querung des 

Niedersachenrings (L 94). Ein konkreter Handlungsbedarf veranlasst 

durch die vorliegende Bauleitplanung wird somit nicht gesehen. 

 

Die Hinweise zur Vermeidung einer Verschattung der wärmeaufnehmen-

den Fassade und solartechnischer Anlagen werden zur Kenntnis genom-

men. Entsprechende Festsetzungen auf Bebauungsplanebene z.B. zur 

Anordnung von Bäumen werden jedoch nicht für erforderlich gehalten. 

Mit Ausnahme der südwestlich des ehemaligen Forsthauses zu erhalten-

den Linde ist es im Ermessen der jeweiligen Eigentümer, die Bebauung 

und Bepflanzung der Grundstücke so zu organisieren, dass eine Beson-

nung an den gewünschten Stellen vorliegt. Der Verzicht auf diesbezüg-

lich relevante, detailliertere Festsetzungen zur Grundstücksnutzung 

sowie die Eingrenzung auf Einzelhäuser sind weitere Aspekte. D.h. im 

Grundsatz wird der Intention der Stellungnahme gefolgt. 
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Beschlussvorschlag: 

Dass die angestrebte Nachverdichtung grundsätzlich begrüßt wird, wird 

zur Kenntnis genommen. 

 

In den Grundstückskaufverträgen ist mit dem Ziel einer Energiever-

brauchsminderung die Verpflichtung einer Energieberatung durch die 

Gemeinde Bad Rothenfelde aufzunehmen, sofern dies im Rahmen der 

Vertragsgestaltung rechtlich zulässig ist. Maßnahmen, die über das 

Anforderungsprofil der EnEV hinausgehen oder ein Bonussystems für 

zusätzliche Förderungen der Kommune im Falle des Baus eines KfW-

Effizienzhauses bzw. Passivhauses, sollen keine Berücksichtigung 

finden. 

 

Ein separater Radweg ist nach den Bestimmungen der Straßenverkehrs-

ordnung (STVO) in „Tempo-30-Zonen“ nicht möglich. Ein Handlungs-

bedarf speziell in Bezug auf die vorliegende Bauleitplanung wird nicht ge-

sehen. 
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Zu B. Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3(1) BauGB 

 

 

 

 

Die Planung wurde im Rahmen einer öffentlichen Veranstaltung am 

08.05.2017 mit zwei anwesenden Bürgern erörtert. In der Veranstaltung 

wurden Anregungen und Hinweise vorgebracht. Daran anschließend fand 

eine zweiwöchige öffentliche Bereitstellung des Vorentwurfs zu 

jedermanns Einsichtnahme in der Bauabteilung der Gemeindeverwaltung 

statt. 

 

Über die im Rahmen der gemäß § 3(1) BauGB durchgeführten Bürger-

anhörung am 08.05.2017 sind über die protokollierten Inhalte hinaus 

keine Stellungnahmen schriftlich oder zur Niederschrift Stellungnahmen 

vorgebracht worden. Weitere abwägungsrelevante Inhalte liegen insofern 

nicht vor. 
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Veranstaltung zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit (08.05.2017) 

 

 

Zur Veranstaltung zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit 

(08.05.2017) 

 

Die in der Bürgerversammlung erörterten Inhalte sowie die gestellten 

Fragen und die dazu in der Veranstaltung gegebenen Antworten werden 

anhand des nebenstehenden Protokolls zur Kenntnis genommen. Ebenso 

wird zur Kenntnis genommen wird, dass im Grundsatz keine Bedenken 

gegen die Planung bestehen. 
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Offene Fragen im Zusammenhang mit der vorliegenden vorbereitenden 

Bauleitplanung (FNP-Ebene) sind nicht erkennbar. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Beschlussvorschlag 

Die grundsätzliche Zustimmung wird zur Kenntnis genommen.  


